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Vereinsordnungen

Die Vereinsordnung VO ist nicht Bestandteil der Satzung, ist aber für alle Mitglieder bindend. Die Vereinsordnung wird vom Vorstand oder im Auftrag des Vorstandes ausgearbeitet und bedarf der Zustimmung der Mitgliederversammlung. Gleiches gilt für Novellierungen.
1.  Geschäftsordnung des Vorstandes

1.1 Der Vorstand tritt zusammen auf Antrag der/des Vorsitzenden, im Verhinderungsfall auf Antrag ihrer/seines Stellvertreters/In oder der Mehrheit der übrigen Vorstände unter Angabe der Tagesordnung.

1.2  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 

1.3 Bei Beschlussunfähigkeit muss binnen sieben Tagen eine zweite Sitzung mit derselben Tagesordnung einberufen werden.

1.4  In dieser zweiten Sitzung ist der Vorstand beschlussfähig, ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vorstandsmitglieder. In der Einladung zu der zweiten Versammlung ist auf diese besondere Beschlussfähigkeit hinzuweisen.

1.5 Vorstandssitzungen werden protokolliert. Das Protokoll enthält den Ort, das Datum, die Tagesordnung, die anwesenden Vorstände, alle Beschlüsse und Abstimmungsergebnisse.

1.6 Beschlüsse müssen protokolliert werden, Beschlüsse ohne Protokoll sind unwirksam; Beschlüsse werden erst rechtskräftig, wenn sie von der/vom Sitzungsleiter/In und einem zweiten Vorstandsmitglied unterschrieben sind.

1.7  Die endgültige Tagesordnung der Vorstandssitzung wird am Beginn der jeweiligen Sitzung beschlossen.

1.8 Beschlüsse werden in nichtöffentlichen Sitzungen mit einfacher Mehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Sitzungsleiters/In.

1.9 Abgestimmt wird per Handzeichen, auf Antrag eines Vorstandsmitglieds geheim.

2.  Verwaltungsordnung

2.1  Allgemeine Bestimmungen

2.11 In der Verwaltungsordnung werden die Mitgliederverwaltung und die Abgaben der Mitglie-der an den Verein geregelt (Beiträge, Aufnahmegelder, Gebühren, und Umlagen). 

2.12 Die Verwaltungsordnung verfolgt das Ziel, die Verwaltung des Vereins effektiv und kosten-günstig zu gestalten. 

2.13 Die Verwaltungsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung, bedarf einer ¾ Mehrheit durch die Mitgliederversammlung und kann mit einer ¾ Mehrheit der Mitgliederversammlung geändert werden.

2.14 Mit der Annahme der Verwaltungsordnung durch die Mitgliederversammlung wird sie für alle Mitglieder verbindlich.

2.2  Verpflichtungen der Mitglieder

2.21 Die Mitglieder sind verpflichtet dem Verein laufend die Änderungen der persönlichen An-schrift, der eMail-Adresse, Kontoangaben (IBAN und BIC) mitzuteilen.

2.22 Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verein für die Dauer der Mitgliedschaft ein SEPA-Lastschriftmandat für den Einzug der Mitgliedsbeiträge zu erteilen.

2.23 Personen, die bereits einem Reit- und Fahrverein/Pferdesportverein angehören, müssen eine Erklärung über ihre Stamm-Mitgliedschaft im Sinne der LPO hinzufügen. Änderungen in der Stamm-Mitgliedschaft sind dem Verein unverzüglich mitzuteilen.

2.24 Die Mitglieder sind einverstanden, dass die im Zusammenhang mit der Mitgliedschaft bekannten und benötigten personenbezogenen Daten per EDV für den Verein gespeichert werden, dies unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Vorgaben nach dem BDSG.

2.25 Die Mitglieder sind verpflichtet Vereins- und Fremdeigentum, schonend und fürsorglich zu behandeln.

2.26 Entstehen dem Verein dadurch Kosten, dass ein Mitglied es versäumt hat, Änderungen die Absätze 2.21 bis 2.23 betreffend der Vereinsverwaltung mitzuteilen, werden dem Mitglied diese Kosten in Rechnung gestellt.

3  Verpflichtung gegenüber dem Pferd
3.1 Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, stets die Grundsätze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere:

a. die Pferde ihren Bedürfnissen entsprechend angemessen zu ernähren, zu pflegen und ver-haltens- und tierschutzgerecht unterzubringen,

b.  den Pferden ausreichend Bewegung zu ermöglichen,

c. die Grundsätze verhaltens- und tierschutzgerechter Pferdeausbildung zu wahren, d. h. ein Pferd nicht unreiterlich zu behandeln, z.B. zu quälen, zu misshandeln oder unzulänglich zu transportieren.

3.2 Auf Breitensportlichen Veranstaltungen und Turnieren unterwerfen sich die Mitglieder der Wettberwerbsordnung für den Breitensport (WBO) und/oder der Leistungs-Prüfungs-Ordnung (LPO) der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) einschließlich ihrer Rechts-ordnungen. Verstöße gegen die dort aufgeführten Verhaltensregeln können gemäß WBO/LPO geahndet werden. Außerdem können dem Mitglied die Kosten des Verfahrens auferlegt und die Entscheidung veröffentlicht werden.

3.3 Verstöße gegen das Wohl des Pferdes können durch WBO/LPO – Ordnungsmaßnahmen auch geahndet werden, wenn sie sich außerhalb des Veranstaltungs- und Turnierbetriebes ereignen.

4  Beiträge, Gebühren, Umlagen

4.1 Beiträge, Aufnahmegelder, Gebühren und Umlagen werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt.

4.2 Bei Umlagen beträgt die Obergrenze maximal den doppelten Betrag eines Jahresbeitrages pro Mitglied.

4.3 Beiträge sind jährlich im Voraus zu zahlen und am 15.2. fällig.

4.4 Bei Minderjährigen oder nicht geschäftsfähigen Mitgliedern haften deren gesetzliche Vertreter für die Beitragspflichten des Mitglieds als Gesamtschuldner.

4.5 Minderjährige Vereinsmitglieder werden mit Eintritt der Volljährigkeit automatisch als erwachsene Mitglieder im Verein geführt und beitragsmäßig veranlagt. 

4.6 Volljährige Vereinsmitglieder ohne eigenes Einkommen zahlen gegen Nachweis den Beitrag von Jugendlichen. 

4.7 Der Vorstand hat das Recht, ausnahmsweise bei Bedürftigkeit die Beiträge ganz oder teilweise zu erlassen, zu stunden oder Ratenzahlungen zu bewilligen.

5  Aufwendungsersatz

5.1  Mitglieder des Vorstandes sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig, können aber Aufwendungs-ersatz im Rahmen der geltenden steuerlichen Bestimmungen (Ehrenamts-, Übungsleiter-pauschale) erhalten.

5.2  Der Aufwendungsersatz steht unter dem  Vorbehalt der wirschaftlichen Leistungsfähigkeit des Vereins.

5.3 Er kann in Form des Auslagenersatzes (Erstattung tatsächlicher Aufwendungen gegen Vorlage von Belegen) oder nach Maßgabe des §3 Nr. 26a EstG in Form einer Tätigkeitsvergütung, welche die in Nr. 3 26a EstG genannte Grenze nicht übersteigt, gezahlt werden.

5.4 Die Mitglieder entscheiden über den Aufwendungsersatz der Vorstandsmitglieder in der Mitgliederversammlung.

6  Förder- und Ehrenmitglieder

6.1 Personen, die den Verein uneigennützig bei der Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben persönlich, finanziell oder materiell unterstützen, können vom Vorstand als fördernde Mitglieder aufgenommen werden. 

6.2 Auf Vorschlag des Vorstandes können verdiente Mitglieder und andere Persönlichkeiten, die den Reit- und Fahrsport/Pferdesport und die Vereinsarbeit wesentlich gefördert haben, zu Ehrenmitgliedern des Vereins ernannt werden

6.3 Ehrenmitglieder sind vom Jahresbeitrag befreit. 

6.4 Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt durch die Mitgliederversammlung und bedarf einer ¾ Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

7.  Umgang mit dem Vereinsvermögen

7.1 Alle Ausgaben und Einnahmen werden durch die Mitglieder des Vorstandes kontrolliert. Der Kassierer informiert die Vorstände über die finanzielle Situation des Vereins.

7.2 Herkunft und Höhe von Einnahmen müssen belegt sein; Ausgaben müssen durch Rechnungen, aus denen der Verwendungszweck hervorgeht, belegt sein.

7.3 Über die Bargeldkasse muss ein ordentliches Kassenbuch geführt werden. Bareinnahmen müssen am Ende des Tages von wenigstens zwei Personen gezählt werden, über die Prüfung der Bargeldkasse wird täglich ein Beleg erstellt, der von den Prüfern/Innen unterschrieben wird.

7.4 Ausgaben, die höher als € 300,00 sind erfordern einen Beschluss des Gesamtvorstandes. Ein Vereinsmitglied darf Geld des Vereins nur ausgeben, wenn dafür ein Beschluss des Gesamtvorstandes vorliegt. 

7.5 Ausgaben, die die Hälfte des Barvermögens übersteigen oder die zu regelmäßigen Zahlungen führen (Arbeits-, Miet-, Leasing- Pachtverträge, Ehrenamtspauschale, usw.), müssen von der Mitgliederversammlung genehmigt werden.

7.6 Werden Bestimmungen der Geschäftsordnung des Vorstandes, die die Geldgeschäfte betreffen, nicht eingehalten, kann die Mehrheit des Vorstandes die-/denjenigen, der/die sich eines Verstoßes gegen die Geschäftsordnung schuldig gemacht hat, von ihrer/seiner Aufgabe bis zur nächsten Mitgliederversammlung suspendieren.

7.7 Verstößt der/die Vorsitzende gegen Bestimmungen der Geschäftsordnung, die die Geldgeschäfte betreffen, wird er von der Mehrheit des Vorstandes von ihrem/seinem Amt suspendiert; innerhalb von zwei Monaten muss eine Mitgliederversammlung einberufen werden, die über ihr/sein weiteres Verbleiben entscheidet. 

8.  Kassenprüferordnung

8.1 Die Kassenprüfer haben die Aufgabe, die Kassengeschäfte des Vereins zu überprüfen.
8.2 Die Prüfung umfasst:

· Sind die Unterlagen (Kassenbücher, Kontoauszüge, Belege, usw.) für den Prüfungszeit-raum vollständig vorhanden?

· Ist die Buchführung für den Prüfungszeitraum lückenlos und vollständig?

· Sind alle Einnahmen und Ausgaben entsprechend belegt (sind Belege vorhanden)?

· Wurden die Mittel des Vereins satzungsgemäß verwendet?

· Wurden die Mittel des Vereins wirtschaftlich verwendet?

· Bei einem vorhandenen Haushaltsplan: Wurden die Budgetvorgaben eingehalten?
· Liegt eine Vermögensaufstellung vor?

· Sind die Angaben der Vermögensaufstellung vollständig?

· Wurden Einnahmen und Ausgaben getrennt erfasst und verbucht?

· Wurden Vermögen und Schulden getrennt erfasst und verbucht?

· Wurden Einnahmen, Vermögen, Ausgaben und Schulden getrennt für

· den ideellen Bereich

· den Vermögensbereich

· den Zweckbetrieb

· den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb

verbucht?
· Wurden die Überschüsse der zuvor genannten Bereiche getrennt ermittelt?

· Im Falle der Bilanzierung: Wurde in den einzelnen Bereichen eine korrekte Abgrenzung bezüglich des Kalender- oder Wirtschaftsjahres vorgenommen?
· Wurden bei Einnahmen und Ausgaben möglichst günstige Modalitäten gewählt?

8.3  Die Kassenprüfung erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit der vom Vorstand oder eines von der Satzung bestimmten Organs genehmigten Ausgaben.

8.4  Eine Überprüfung hat mindestens einmal im Jahr zu erfolgen. 
8.5 Über das Ergebnis ist in der Jahreshauptversammlung oder jährlichen ordentlichen Mitgliederversammlung zu berichten und in schriftlicher Form vorzulegen. 
8.6  Bei festgestellten Mängeln ist der Vorstand sofort zu unterrichten.

8.7  Eine Wiederwahl der Kassenprüfer für eine weitere Amtsperiode ist grundsätzlich möglich.

8.8  Kassenprüfer dürfen keine Vorstands- und Ausschussmitglieder sein.

9.  Vereinsstrafen

9.1  Der Vorstand kann gegen Mitglieder des Vereins ein Schieds- und Ordnungswidrig-keitsverfahren einleiten und Vereinsstrafen verhängen. 

9.2  Jedes Vereinsmitglied kann Verstöße gegen die Vereinsordnung beim Vorstand unter Angabe von Gründen zur Anzeige bringen.

9.3  Der Vorstand überprüft in einem Vorverfahren die erhobenen Vorwürfe, indem zuerst der Anzeigende und dann der Beklagte gehört werden.

9.4  Führen diese Vorwürfe zu keiner Klärung des Sachverhaltes, kann der Vorstand Zeugen hören.

9.5  Führt die Vorprüfung zur Erkenntnis, dass ein Verstoß gegen die Vereinsordnung vorliegt, wird ein Verfahren eröffnet.

9.6  Gegenstand des Verfahrens sind Verstöße 

· gegen die Vereinssatzung, 

· gegen Ordnungen des Vereins, 

· gegen Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 

· gegen Satzung und Ordnungen des Württembergischen Landessportbundes, des Württem-bergischen Pferdesportverbandes (Regionalverband), des Pferdesportverbandes Baden-Württemberg (Landesverband), der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) (Bundes-verband),
· gegen die „Verpflichtung gegenüber dem Pferd“,

· gegen Natur- und Umweltschutz,

· gegen die Beitragspflicht,

· gegen das Vereinsinteresse,

· gegen sportliches und/oder kameradschaftliches Verhalten,

· wegen extremistischer, rassistischer, fremdenfeindlicher oder diskriminierender Meinungs-äußerungen und Verhalten.

9.7  Ist ein Mitglied des Vorstandes der Beschuldigte, so ist er für die Dauer des Verfahrens von seinem Amt und seinen Aufgaben suspendiert.

9.8  Die Beratung über den Schuldspruch und über die Höhe des Strafmaßes findet unter Ausschluss der/des Beschuldigten statt und wird mit einfacher Mehrheit beschlossen.

9.9   Folgende Vereins-Strafen können verhängt werden:

· mündliche Verwarnung, 

· schriftlicher Verweis, 

· Abmahnung, 

· Ausschluss aus dem Verein


